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Der Newsletter des Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts informiert in kompakter und 

prägnanter Form über aktuelle Entscheidungen des Gerichts, über organisatorische Neu-

erungen und sonstige Veränderungen im Finanzgericht. Er erscheint vierteljährlich zum 

Quartalsende als RSS-Feed. Der Bezug ist kostenlos. Anmeldung und Abonnement des 

Newsletters können über die Homepage des Finanzgerichts (http://www.schleswig-hol-

stein.de/DE/Justiz/FG/fg_node.html) vorgenommen werden. 

 

 

I. Entscheidungen 

 

Laufzeitbezogene Betrachtungsweise bei Leasingsonderzahlungen im Rahmen der 

Ermittlung der anteiligen unternehmerischen Nutzung eines Kfz. 

 

Im beim 3. Senat des Finanzgerichts geführten Verfahren 3 K 1/20 wegen Einkommens-

teuer 2013 war u.a. streitig, in welcher Höhe eine im Dezember 2013 geleistete Lea-

singsonderzahlung für einen teils privat und teils zu unternehmerischen Zwecken genutz-

ten Pkw als Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten abzugsfähig ist. 

Der Kläger schloss im Jahr 2013 einen Leasingvertrag über einen Mercedes Benz ML 350 

mit einer Laufzeit von 36 Monaten. Die Auslieferung des Fahrzeugs erfolgte Anfang De-

zember 2013. Der Kläger leistete eine Leasingsonderzahlung von 36.490,88 € zzgl. 

6.933,27 € Umsatzsteuer. Im Dezember 2013 nutzte der Kläger das Fahrzeug zu rund 71 

% für seine selbständige Tätigkeit, zu rund 13 % im Rahmen seiner Vermietungstätigkeit 

und im Übrigen privat. Im gesamten Leasingzeitraum Dezember 2013 bis Dezember 2016 

nutzte der Kläger das Fahrzeug (hingegen lediglich) zu 12,16 % für seine selbständige 
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Tätigkeit und zu 6,24 % für seine Vermietungstätigkeit. Der Kläger begehrte für 2013, die 

Leasingsonderzahlung ausgehend von einem beruflichen Nutzungsanteil von insgesamt 

84 % zum Betriebsausgaben- bzw. Werbungskostenabzug zuzulassen. 

Nach Auffassung des 3. Senats des Finanzgerichts gehört die bei Leasingbeginn erbrachte 

Sonderzahlung zwar in Höhe der anteiligen unternehmerischen Nutzung des Pkw zu den 

sofort abziehbaren Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten. Bei der Höhe der anteiligen 

unternehmerischen Nutzung sei aber auf eine laufzeitbezogene Betrachtungsweise abzu-

stellen. Daher sei die Leasingsonderzahlung im Jahr 2013 lediglich (entsprechend dem 

laufzeitbezogenen Anteil der unternehmerischen Nutzung) in Höhe von 12,16 % bei den 

Einkünften aus selbständiger Tätigkeit und in Höhe von 6,24 % bei den Vermietungsein-

künften abzugsfähig. 

 

Die Entscheidung ist unter anderem in EFG 2021, 740 veröffentlicht. Die Revision ist beim 

BFH unter dem Aktenzeichen VIII R 1/21 anhängig. 

 

 

Das Merkmal der sog. Vorteilsgeneigtheit muss auch bei vGA in Gestalt einer ver-

hinderten Vermögensmehrung gegeben sein 

 

Dem Urteil des 1. Senats des Finanzgerichts vom 17. Dezember 2020 (Aktenzeichen 1 K 

16/19 – veröffentlicht z.B. in EFG 2021, 578) lag folgender Sachverhalt zugrunde: die Klä-

gerin, eine im Inland ansässige GmbH, die über inländische und ausländische Gesellschaf-

ten zu 100 % in den im Ausland (Staat A) ansässigen Mutterkonzern M eingebunden ist, 

hatte von einer ausländischen Firma D, die im Staat B ansässig war, diverse Aufträge 

erhalten. Anfang 2007 belegte der Staat A den Staat B mit einem Wirtschaftsembargo. In 

A ansässige Unternehmen durften in B ansässige Abnehmer nicht mehr beliefern. Darauf-

hin wies M die Klägerin an, die von D erteilten Aufträge nicht mehr weiter auszuführen. 

Nachdem die Klägerin D dies mitgeteilt hatte, erhob letztere Anfang 2009 gegen die Klä-

gerin in B Klage wegen der Nichterfüllung der genannten Aufträge und machte Schadens-

ersatzforderungen geltend. Die Klägerin strengte daraufhin ein Schiedsverfahren vor der 

internationalen Handelskammer in Paris an, in dem am 01.Oktober 2012 eine abschlie-

ßende Entscheidung erging. Unter der aufschiebenden Bedingung, dass D die in B erho-

bene Klage zurücknimmt, wurde die Klägerin verpflichtet, Schadensersatz zu leisten und 

anteilige Verfahrenskosten zu erstatten. Schon im Jahr 2007 hatte die Klägerin mit Rück-

sicht auf die Beendigung der Geschäftsbeziehung zu D handelsbilanziell eine Rückstellung 
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gebildet. Für das Streitjahr 2011 erhöhte die Klägerin den Rückstellungsbetrag aufgrund 

einer Aufzinsung. Außerdem zahlte sie in 2011 die Verfahrenskosten für die Durchführung 

des Schiedsverfahrens. Die für das Schiedsverfahren angefallenen Anwaltskosten trug M.  

Das Finanzamt meinte, dass ein ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsleiter dafür 

Sorge getragen hätte, dass die Klägerin von M für die bei ihr - der Klägerin - durch die 

Auftragsabbrüche eingetreten wirtschaftlichen Schäden (Schadensersatzleistungen, ent-

standene Verfahrens- und sonstige Kosten, entgangener Gewinn) angemessen entschä-

digt worden wäre. Im Verzicht der Klägerin auf solche Entschädigungsleistungen liege eine 

vGA in Gestalt einer verhinderten Vermögensmehrung. Im Streitjahr umfasse diese der 

Höhe nach die Aufzinsung der Rückstellung und die Kosten des Schiedsgerichtsverfah-

rens. 

Der dagegen gerichteten Klage hat der 1. Senat stattgegeben. Er stellt zunächst die Vo-

raussetzungen für das Vorliegen einer vGA gem. § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG nach der ständi-

gen (auch höchstrichterlichen) Rechtsprechung dar und betont dabei insbesondere das 

Merkmal der Vorteilsgeneigtheit. Sodann stellt er fest, dass eine vom Finanzamt ursprüng-

lich unterstellte vGA in Gestalt einer Vermögensminderung nicht gegeben sei, weil die 

konkrete Vermögensminderung bei der Klägerin nicht geeignet sei, einen korrespondie-

renden Vorteil bei M auszulösen.  

Auf eine verhinderte Vermögensmehrung könne ebenfalls nicht abgestellt werden. Eine 

solche könne nicht in einem Verzicht der Klägerin auf zivilrechtliche (Ersatz-)Ansprüche 

gegen M gesehen werden. Denn für solche sei schon keine Grundlage ersichtlich; zudem 

habe die Klägerin im Streitjahr auch nicht erklärt, auf etwaige Ansprüche verzichten zu 

wollen. Auf eine "anspruchsunabhängige", allein auf einen hypothetischen Fremdvergleich 

gestützte verhinderte Vermögensmehrung lasse sich eine vGA - entgegen der zuletzt vom 

Finanzamt vertretenen Auffassung - nicht stützen. Auch für den Fall, dass die Klägerin - 

was der 1. Senat nicht für erwiesen erachtete - die Vertragsbeziehungen zu D allein im 

Interesse von M abgebrochen haben sollte und der Abbruch somit gesellschaftlich veran-

lasst gewesen sei, müssten die der Klägerin dadurch entstandenen Vermögensnachteile 

auch geeignet gewesen sein, einen korrespondierenden Vermögensvorteil bei M herbei-

zuführen (sog. Vorteilsgeneigtheit). Das sei nicht nur bei vGA in Gestalt einer Vermögens-

minderung, sondern auch in der Variante der verhinderten Vermögensmehrung zu fordern, 

weil in § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG von verdeckten Gewinnausschüttungen die Rede sei - und 

nicht von der Korrektur im Gesellschaftsverhältnis veranlasster Vorgänge. Im Entschei-

dungsfall vermochte der 1. Senat des Finanzgerichts dies nicht zu erkennen. So liege ins-

besondere kein Fall der Kostenverlagerung von M auf die Klägerin vor. Denn es wäre M 
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von vornherein gar nicht möglich gewesen, den Abbruch der Vertragsbeziehungen zwi-

schen der Klägerin und D selbst und auf eigene Kosten herbeizuführen. Sonstige denkbare 

korrespondierende Vermögensvorteile der M seien nicht ersichtlich. Dies zum einen, weil 

die Aufträge gar nicht - insbesondere nicht von M - weiter fortgeführt worden seien, so 

dass sich für den Konzern insgesamt ein Umsatzausfall ergeben habe. Zum anderen sei 

auch für eine Verbesserung der Gewinnchancen von M auf dem Markt in A nichts ersicht-

lich.  

 

Der 1. Senat hat die Revision gegen sein Urteil zugelassen, das Verfahren ist beim BFH 

unter dem Aktenzeichen I R 2/21 anhängig. 

 

 

Ein Anspruch auf Zahlung von Kindergeld besteht nach § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2c 

EStG auch dann, wenn ein Kind krankheitsbedingt eine begonnene Berufsausbil-

dung abbricht, sich infolge der Erkrankung nicht um einen neuen Ausbildungsplatz 

bemühen kann, aber ausbildungswillig ist. 

 

Mit Urteil vom 06.01.2020 (Aktenzeichen 2 K 91/19) hat das Finanzgericht entschieden, 

dass ein Kind sowohl das subjektive als auch das objektive Tatbestandsmerkmal des § 32 

Abs. 4 Satz 1 Nr.2c EStG erfüllt, wenn es krankheitsbedingt eine begonnene Berufsaus-

bildung abbricht, sich infolge der Erkrankung nicht um einen neuen Ausbildungsplatz be-

mühen kann, aber ausbildungswillig ist. 

  

Auf die von der Familienkasse eingelegte Nichtzulassungsbeschwerde hat der BFH die 

Revision zugelassen. Das Revisionsverfahren ist beim BFH unter dem Aktenzeichen III R 

52/20) anhängig. 

 

 

Anwendung der unionsrechtlichen Fiktion des inländischen Wohnsitzes auch bei 

gemeinsamem Haushalt der kindergeldberechtigten Elternteile im EU-Ausland 

 

Mit Urteil vom 30. September 2020 (Aktenzeichen 4 K 77/19) hat der 4. Senat des Finanz-

gerichts entschieden, dass die kindergeldrechtliche Wohnsitzfiktion aus Art. 67 Satz 1 VO 

Nr. 883/2004 i.V.m. Art. 60 Abs. 1 Satz 2 VO Nr. 987/2009 auch in den Fällen Anwendung 

findet, in denen beide Elternteile ihren gemeinsamen Wohnsitz im EU-Ausland haben. 
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Die Klägerin zog im August 2015 mit ihrem Ehemann und den drei gemeinsamen Kindern 

nach Brüssel. Die Kinder lebten dort im Streitzeitraum im gemeinsamen Haushalt ihrer 

Eltern. Die bis zum Umzug im Inland bewohnte Eigentumswohnung wurde nach dem Um-

zug befristet vermietet. Der Ehemann der Klägerin wurde von seinem im Inland ansässigen 

Arbeitgeber zunächst vom 1. August 2015 bis zum 31. Juli 2017 in dessen Büro nach 

Brüssel entsandt. Anlässlich der Verlängerung der Entsendung wurde eine Ausnahmever-

einbarung gemäß Art. 16 Abs. 1 VO Nr. 883/2004 abgeschlossen, nach der für den Ehe-

mann der Klägerin für den Zeitraum vom 1. August 2017 bis zum 31. Juli 2019 weiterhin 

die deutschen Rechtsvorschriften über soziale Sicherheit galten.  

Auf den Kindergeldantrag der Klägerin vom 31. August 2012, in dem der Ehemann der 

Klägerin sich mit der Zahlung des Kindergeldes an die Klägerin einverstanden erklärte, 

zahlte die Familienkasse das Kindergeld für die drei Kinder an die Klägerin. Nachdem die 

Familienkasse im September 2017 Kenntnis vom Umzug der Klägerin nach Belgien erhal-

ten hatte, hob sie die Festsetzung des Kindergeldes gegenüber der Klägerin ab September 

2015 auf. Der Bescheid wurde von der Familienkasse öffentlich zugestellt. Nachdem die 

Klägerin ihre Anschrift in Brüssel mitgeteilt hatte, übersandte ihr die Familienkasse im April 

2019 den Bescheid. Im Text des Schreibens wies die Familienkasse darauf hin, dass das 

Original des Bescheids übersandt werde. Dem Schreiben war der als „Entwurf“ gekenn-

zeichnete Bescheid beigefügt, an dessen Ende sich ein Verfügungsteil befand. Der Ein-

spruch der Klägerin vom 2. Mai 2019 blieb erfolglos. 

Der 4. Senat gab der Klage statt. Der Einspruch war nicht verfristet, da der Aufhebungs-

bescheid der Klägerin erst mit der Übersendung im April 2019 wirksam bekannt gegeben 

worden war. Die öffentliche Bekanntgabe des Bescheids war unwirksam, da die Familien-

kasse nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft hatte, um den Bescheid der Klägerin in ande-

rer Weise zu übermitteln. Denn die Familienkasse hatte die öffentliche Bekanntgabe allein 

auf der Grundlage der Abfrage zu den Stammdaten der Klägerin vorgenommen, ohne zu-

vor einen Bekanntgabeversuch oder eine schriftliche Anfrage nach der Adresse in Belgien 

unter der Anschrift der Klägerin zu unternehmen, die in der Ergebnisliste als letzte Adresse 

vor dem Umzug nach Belgien aufgeführt war. Die Unwirksamkeit der öffentlichen Bekannt-

gabe wurde durch die Übersendung des Bescheids an die Klägerin geheilt. 

Die Klägerin war nach Auffassung des 4. Senats im Streitfall aufgrund der Berechtigten-

bestimmung im Kindergeldantrag vom 31. August 2012 vorrangig kindergeldberechtigt. 

Die Gewährung des Kindergeldes richtete sich aufgrund der für den Ehemann abgeschlos-

senen Ausnahmevereinbarung gemäß Art. 16 i.V.m. Art 12 VO Nr. 883/2204 nach deut-

schen Rechtsvorschriften. Der für die Kindergeldgewährung nach § 62 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
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EStG erforderliche inländische Wohnsitz der Klägerin ergab sich aus der Wohnsitzfiktion 

nach Art. 67 Satz 1 VO Nr. 883/2004 i.V.m. Art. 60 Abs. 1 Satz 2 VO Nr. 987/2009, die 

bewirkt, dass die Wohnsituation auf Grundlage der im Streitzeitraum im EU-Ausland ge-

gebenen Verhältnisse ins Inland übertragen wird. Die Fiktionswirkung galt für sämtliche 

Familienangehörige, also neben dem Ehemann der Klägerin, dessen Kindergeldanspruch 

zur Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften führte, auch für die Klägerin und die 

gemeinsamen Kinder. Bei der Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften auf den Kin-

dergeldanspruch führt die Wohnsitzfiktion dazu, dass nicht nur für den Ehemann der Klä-

gerin, sondern auch für die Klägerin und die gemeinsamen Kinder ein inländischer Wohn-

sitz fingiert wird, so dass für den streitigen Zeitraum das Wohnsitzmerkmal des § 62 Abs. 

1 Satz 1 Nr. 1 EStG auch im Hinblick auf die Klägerin erfüllt war. Das Finanzgericht trat 

damit der Auffassung der Familienkasse entgegen, dass die Wohnsitzfiktion keine Anwen-

dung finde, wenn - wie im Streitfall - kein Elternteil einen tatsächlichen Wohnsitz im Inland 

hat. 

Der (steuerrechtliche) Kindergeldanspruch der vorrangig kindergeldberechtigten Klägerin 

wurde schließlich nicht dadurch ausgeschlossen, dass der Ehemann der Klägerin die Vo-

raussetzungen des § 1 Abs. 1 BKGG für die Gewährung eines sozialrechtlichen Kinder-

geldanspruchs erfüllte. Auch wenn die Klägerin und ihr Ehemann im Streitzeitraum nicht 

gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 EStG der unbeschränkten Steuerpflicht unterlagen, erfüllten 

beide aufgrund der Wohnsitzfiktion das Wohnsitzerfordernis des § 62 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

EStG, so dass ihnen ein steuerrechtlicher Kindergeldanspruch für die gemeinsamen Kin-

der zustand, für den die Klägerin vorrangig kindergeldberechtigt war. Für die Gewährung 

eines sozialrechtlichen Kindergeldanspruchs nach dem BKGG blieb damit im Streitfall kein 

Raum.  

 

Gegen das Urteil hat der 4. Senat die Revision zugelassen. Das Revisionsverfahren ist 

beim BFH unter dem Aktenzeichen III R 58/20 anhängig. 

 

 

Bemessungsgrundlage für unentgeltliche Abgabe von Wärme aus einem Blockheiz-

kraftwerk 

 

Mit Urteil vom 24. November 2020 (Aktenzeichen 4 K 3/16, veröffentlicht z.B. in EFG 2021, 

872) hat der 4. Senat des Finanzgerichts entschieden, dass bei der Ermittlung der Bemes-

sungsgrundlage für die unentgeltliche Abgabe von selbst produzierter Wärme aus einem 
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Blockheizkraftwerk nach § 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UStG auf den Einkaufspreis für die selbst 

produzierte Wärme abzustellen ist, wenn sich hierfür aus Wärmelieferungen an Dritte ein 

Marktpreis feststellen lässt. 

Die Klägerin, eine KG mit zwei Gesellschaftern, produziert mittels eines an eine Biogasan-

lage angeschlossenen Blockheizkraftwerks (BHKW) Strom und Wärme. Der im BHKW er-

zeugte Strom wird entgeltlich an den Netzbetreiber geliefert. Der Netzbetreiber zahlte der 

Klägerin in den Streitjahren 2008 bis 2013 neben dem Entgelt für den gelieferten Strom 

den sog. KWK-Bonus in Höhe von 0,02 €/kWh für die im BHKW produzierte Wärme. Die 

Klägerin lieferte der E-GmbH in den Streitjahren über eine Fernwärmeleitung Wärme im 

Umfang von jeweils ca. 500.000 kWh zum Preis von 0,03 €/kWh (netto). Ein weiterer Teil 

der im BHKW produzierten Wärme im Umfang von ca. 1,6 Mio. kWh pro Jahr wurde ab 

dem Streitjahr 2012 durch eine beteiligungsidentische Schwestergesellschaft über eine 

Gasleitung an die G-GmbH geliefert. Für die ersten 400.000 kWh wurde hierbei ein Preis 

von 0,0275 €/kWh bzw. 0,0294 €/kWh (jeweils netto) in Rechnung gestellt. 

Die im BHKW produzierte Wärme wurde in den Streitjahren ferner in den landwirtschaftli-

chen Betrieben und in den Vermietungsobjekten und Privathäusern der Gesellschafter ein-

gesetzt. Der jährliche Umfang der Wärmeabgabe lag pro Gesellschafter zwischen 289.000 

kWh und 370.000 kWh. Die Wärmeabgabe an die Gesellschafter erfolgte nicht gegen ge-

sonderte Rechnung. Ab dem Streitjahr 2010 wurde für die Wärmeabgabe eine Belastung 

der Kapitalkonten vorgenommen. Die Gesellschafter verfügten in den Streitjahren über ei-

gene Ölheizungsanlagen, die jedoch nicht betrieben wurden. Ein Anschluss an die örtliche 

Erdgasleitung wäre jederzeit mit einem finanziellen Aufwand von 5.000 € bis 6.000 € mög-

lich gewesen. Der Beklagte sah die Wärmeabgabe an die Gesellschafter als unentgeltliche 

Wertabgabe an, deren Bemessungsgrundlage aufgrund des Fehlens eines Marktpreises 

durch Ansatz des fiktiven Einkaufspreises zu ermitteln sei, da die Gesellschafter die 

Wärme ohne erheblichen Aufwand auch alternativ mit eigenen Heizungsanlagen hätten 

erzeugen können. Den fiktiven Einkaufspreis berechnete der Beklagte auf Grundlage der 

Heizölpreise aus den vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie veröffentlichten 

Energiedaten unter Ansatz von Preisen zwischen 0,0408 €/kWh und 0,0730 €/kWh. Der 

Einspruch der Klägerin gegen die Umsatzsteuerbescheide blieb erfolglos. 

Der 4. Senat gab der Klage teilweise statt. Die Ermittlung der Bemessungsgrundlage für 

die Wärmeabgabe nahm das Finanzgericht auf der Grundlage des § 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 

UStG vor, da diese Vorschrift im Streitfall über die Mindestbemessungsgrundlage auch bei 

Vorliegen einer entgeltlichen Lieferung an die Gesellschafter anwendbar war. Die Bemes-

sungsgrundlage ermittelte der 4. Senat durch den Ansatz des fiktiven Einkaufspreises für 
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die selbst produzierte Wärme, der nach § 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UStG vorrangig vor den 

Selbstkosten heranzuziehen ist. Im Hinblick auf die Höhe des Einkaufspreises folgte der 

Senat dem Klagebegehren und setzte den Einkaufspreis in Höhe von 0,03 €/kWh an, da 

sich aus den entgeltlichen Wärmelieferungen an die E-GmbH und die G-GmbH ein ent-

sprechender Marktpreis ergab. Der Ansatz des Marktpreises berücksichtigt nach Auffas-

sung des Senats die speziellen Gegebenheiten des Marktes für selbst produzierte Wärme 

und gibt die Preisverhältnisse am genauesten wieder. Dies führt entsprechend dem Zweck 

des § 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UStG dazu, dass der Unternehmer infolge der Wärmeabgabe 

mit der Umsatzsteuer belastet wird, die anhand der aktuellen Marktsituation auf der konkret 

abgegebenen Wärme lastet. Der Unternehmer wird durch den Ansatz des Marktpreises 

für die selbst produzierte Wärme so behandelt, als habe er die Wärme – in gleicher Weise 

wie fremde Dritte – bei sich selbst eingekauft. Die vom Beklagten angesetzten Heizölpreise 

waren nach Auffassung des 4. Senats bei der Ermittlung des fiktiven Einkaufspreises nicht 

zu berücksichtigen, da sie nach der Vereinfachungsregelung in Abschn. 2.5 Abs. 22 Satz 

8 UStAE nur für die subsidiäre Ermittlung der Selbstkosten von Bedeutung sind. 

Die von der Klägerin begehrte Anrechnung der KWK-Umlage in Höhe von 0,02 €/kWh auf 

den fiktiven Einkaufspreis wurde vom 4. Senat hingegen abgelehnt. Er schloss sich inso-

weit der BFH-Rechtsprechung an, der zufolge der KWK-Bonus als zusätzliches Entgelt für 

den im Blockheizkraftwerk erzeugten Strom anzusehen ist und damit nicht als Entgelt von 

dritter Seite i.S. des § 10 Abs. 1 Satz 3 UStG der Wärmeabgabe zugeordnet werden kann. 

 

Gegen das Urteil hat der Senat die Revision zugelassen. Das Revisionsverfahren ist beim 

BFH unter dem Aktenzeichen XI R 38/20 anhängig. 

 

 

Eine Gemeinde, die eine Anlegebrücke errichtet und an eine, den ÖPNV (Fährver-

kehr) betreibende Gesellschaft vermietet, kann grundsätzlich als Unternehmerin 

handeln und die aus den Errichtungskosten resultierenden Vorsteuern abziehen. 

Zuschüsse, welche die Gemeinde für die Errichtung der Anlegebrücke auf Grund-

lage des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes erhält, sind – anders als die Zu-

schüsse, die sie vom Träger des ÖPNV erhält – echte Zuschüsse. 

 

Mit Urteil vom 20. Mai 2020 (Aktenzeichen 4 K 32/18) entschied der 4. Senat des Schles-

wig-Holsteinischen Finanzgerichts über die Rechtsnatur von Zuschüssen der öffentlichen 

Hand, die aufgrund des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes geleistet wurden.  
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Die Klägerin ist eine Gemeinde, welche eine Anlegebrücke an eine Betreibergesellschaft 

zum Zwecke des ÖPNV vermietet hatte. Für die Renovierung dieser Brücke erhielt die 

Gemeinde Zuschüsse und zwar u.a. vom Kreis, in dessen Gebiet sich die Gemeinde be-

fand, und von einer Gesellschaft, welche ihre Zahlungen auf der Grundlage des Gemein-

deverkehrsfinanzierungsgesetzes i.d.F. vom 15. Dezember 2006 (GVFG SH - GVOBl. SH 

2006, 358) erbrachte. 

Der Senat hatte in einer früheren Entscheidung (Aktenzeichen 4 K 35/14) über den Zu-

schuss des Kreises befunden und darin einen unechten Zuschuss erkannt, welcher als 

Entgelt der Umsatzsteuer unterlag. Es wurde dabei ein unmittelbarer Zusammenhang zwi-

schen der Errichtung der Anlegebrücke zum Zwecke des ÖPNV (= Leistung) und dem 

Zuschuss (= Gegenleistung) des Kreises als Träger des ÖPNV bejaht.  

Da die Gesellschaft anders als der Kreis nicht originärer Träger des ÖPNV war und die 

Gelder auf der Grundlage des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes erbrachte, hat der 

Senat die Zuschüsse der Gesellschaft dagegen als nicht steuerbare – echte – Zuschüsse 

eingeordnet. Soweit zwischen der Errichtung der Anlegebrücke und dem Zuschuss der 

Gesellschaft eine Verbindung bestehe sei dies – so der Senat – lediglich eine „technische 

Anknüpfung“ i.S.d. der BFH-Rechtsprechung und begründe keinen „unmittelbaren Zusam-

menhang“ im umsatzsteuerlichen Sinn.  

 

Der Senat hat die Revision im Hinblick auf die Ausführungen zur Abgrenzung zwischen 

echtem und unechtem Zuschuss zugelassen (Az. des BFH XI R 13/21).  

 

 

II. Finanzgericht intern 

 

Zum 1. Mai 2021 ist Herr Dr. Paetsch zum Vorsitzenden Richter am Finanzgericht ernannt 

worden. Das Präsidium des Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts hat Herrn Dr. 

Paetsch den Vorsitz im 2. Senat übertragen. Er folgt damit Herrn Vorsitzenden Richter am 

Finanzgericht Wüstenberg nach, der mit Ablauf des 31. März 2021 in den Ruhestand ver-

setzt worden war. Ebenfalls in den Ruhestand versetzt worden ist Herr Richter am Finanz-

gericht Sorge. Mit Herrn Wüstenberg und Herrn Sorge verliert das Finanzgericht zwei lang-

jährige, fachlich und menschlich sehr geschätzte Richterkollegen. 
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Zur Nachbesetzung der Stellen sind zum 1. April 2021 Frau Richterin am Verwaltungsge-

richt Martwich und Herr Richter am Landgericht Leinhos an das Schleswig-Holsteinische 

Finanzgericht abgeordnet worden.  

 

Frau Martwich begann ihre berufliche Laufbahn im Januar 2014 beim Schleswig-Holstei-

nischen Verwaltungsgericht. Sie war dort u.a. in der Kammer für Kommunalabgaben tä-

tig. Im April 2017 wurde sie zur Lebenszeitrichterin ernannt. Das Präsidium des Schles-

wig-Holsteinischen Finanzgerichts hat Frau Martwich dem 3. Senat zugewiesen. 

 

Herr Leinhos begann seine richterliche Laufbahn im Dezember 2013 beim Amtsgericht 

Eckernförde als Zivil- und Strafrichter. In der Folgezeit war er am Landgericht Kiel eben-

falls als Zivilrichter und Strafrichter tätig, seit Januar 2019 in einer großen Wirtschafts-

strafkammer. Im Februar 2018 wurde Herr Leinhos zum Richter am Landgericht ernannt. 

Das Präsidium des Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts hat Herrn Leinhos dem 4. 

Senat zugewiesen. 

 

Hinweise im Zusammenhang mit der Ausbreitung des neuen Coronavirus SARS-

CoV-2 

Beim Schleswig-Holsteinischen Finanzgericht finden selbstverständlich Gerichtstermine 

statt. Die Entscheidung, ob in einem konkreten Verfahren ein Termin anberaumt, aufge-

hoben oder verlegt wird, entscheiden die Richterinnen und Richter im Rahmen ihrer rich-

terlichen Unabhängigkeit. Sowohl Richterinnen und Richter als auch Geschäftsstellen 

sind bemüht, mit einer abgestimmten Terminierung das Personenaufkommen in den Sit-

zungsräumen und dem Wartebereich so weit wie möglich zu entzerren. Bei weiteren Fra-

gen, nehmen Sie bitte mit der zuständigen Geschäftsstelle Kontakt auf.  

Der Zugang zum Finanzgericht unterliegt auch weiterhin Beschränkungen, um eine Aus-

breitung des Coronavirus SARS-CoV-2 möglichst zu verhindern. Weitere Einzelheiten 

entnehmen Sie bitte Ihrer Ladung bzw. der Internetseite des Schleswig-Holsteinischen 

Finanzgerichts. 

 

 

Impressum 
Schleswig-Holsteinisches Finanzgericht  
Pressesprecher RiFG Karsten Göllner  
Telefon: 0431 988-3835 
Fax: 0431 988-3846  
Postanschrift: Beselerallee 39-41, 24105 Kiel  
Karsten.Goellner@fg-kiel.landsh.de  
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